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1 9 4 . Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt.
1 9 5 . Kundmachung: Ratifikation beziehungsweise Beitritt weiterer Staaten zu den Genfer Abkommen zum Schutze

der Opfer des Krieges.
1 9 6 . Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zur Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Er-

ziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO).
1 9 7 . Satzung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche.
1 9 8 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-

land, betreffend die Übernahme von Personen an der Grenze (Schubabkommen) zwischen Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland.

1 9 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. Juli 1957, betreffend den Beitritt
weiterer Staaten zum Abkommen über die

Internationale Zivilluftfahrt.

Nach Mitteilungen des State Department der
Vereinigten Staaten von Amerika sind folgende
weitere Staaten dem Abkommen über die Inter-
nationale Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 1944
(BGBl. Nr. 97/1949) beigetreten:

Staaten
Tag des Inkrafttretens

des Abkommens

Laos 13. Juli 1955

Kambodscha 15. Feber 1956

Bundesrepublik
Deutschland 8. Juni 1956

Sudan 29. Juli 1956

Marokko 13. Dezember 1956

Ghana 8. Juni 1957

Raab

1 9 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. Juli 1957 über die Ratifikation be-
ziehungsweise den Beitritt weiterer Staaten
zu den Genfer Abkommen zum Schutze der
Opfer des Krieges vom 12. August 1949,

BGBl. Nr. 155/1953.

Nach Mitteilungen der Schweizerischen Bot-
schaft in Wien haben bis zum 1. Juni 1957 fol-

gende weitere Staaten die Genfer Abkommen
zum Schutze der Opfer des Krieges vom 12. Au-
gust 1949, BGBl. Nr. 155/1953, ratifiziert be-
ziehungsweise sind diesen beigetreten:

Staaten
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.
der Beitrittsurkunden

Iran 20. Feber 1957

Haiti 11. April 1957

Tunesien 4. Mai 1957

Albanien 27. Mai 1957

Raab

1 9 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 9. August 1957 über den Beitritt wei-
terer Staaten zur Verfassung der Organi-
sation der Vereinten Nationen für Erziehung,

Wissenschaft und Kultur (UNESCO).

Nach Mitteilung der britischen Regierung
haben folgende weitere Staaten die Verfassung
der Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur, BGBl.
Nr. 49/1949, angenommen:

Finnland, Marokko, Tunesien und Sudan.

Raab

24 101
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197.

(Übersetzung.)

SATZUNG DER EURO-
PÄISCHEN KOMMISSION
ZUR BEKÄMPFUNG DER
MAUL- UND KLAUEN-

SEUCHE

PRÄAMBEL

In Anbetracht der dringen-
den Notwendigkeit, neuerliche
schwere Verluste der europä-
ischen Landwirtschaft durch
wiederholte Ausbrüche der
Maul- und Klauenseuche zu
vermeiden, bilden die vertrag-
schließenden Regierungen hie-
mit eine Kommission, die den
Namen „Europäische Kommis-
sion zur Bekämpfung der Maul-
und Klauenseuche" tragen soll
und die Aufgabe haben wird,
alle auf die Bekämpfung der
Maul- und Klauenseuche bezüg-
lichen Maßnahmen auf nationa-
ler und internationaler Ebene
in Europa zu fördern.

ARTIKEL I

Mitgliedschaft

Mitglieder der Europäischen
Kommission zur Bekämpfung
der Maul- und Klauenseuche (im
folgenden die „Kommission"
genannt) werden alle europä-
ischen Mitgliedstaaten der Er-
nährungs- und Landwirtschafts-
Organisation der Vereinten Na-
tionen (im folgenden „Organi-
sation" genannt) und / oder des
Internationalen Tierseuchen-
amtes (im folgenden „Amt" ge-
nannt), die gemäß den Bestim-
mungen des Artikels XV diese
Satzung annehmen. Die Kom-
mission kann mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen, vorausge-
setzt, daß diese Stimmenzahl die
Hälfte der Zahl der Mitglieder
übersteigt, laut Artikel XV (3)
jeden anderen europäischen
Staat als Mitglied aufnehmen,
der um die Mitgliedschaft an-
gesucht und in einer formellen
Urkunde seine Bereitwilligkeit
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erklärt hat, die zur Zeit des Bei-
trittes geltenden Verpflichtungen
auf Grund der Satzung zu er-
füllen.

Die Organisation, das Amt
und die Europäische Organi-
sation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit sollen das Recht
haben, bei allen Sitzungen der
Kommission und ihrer Aus-
schüsse anwesend zu sein, doch
sollen ihre Vertreter kein
Stimmrecht haben.

ARTIKEL II

. Verpflichtungen der Mitglieder
bezüglich innerstaatlicher Metho-
den und internationaler Zusam-
menarbeit zur Bekämpfung der

Maul- und Klauenseuche.

1. Die Mitglieder führen die
Bekämpfung der Maul- und
Klauenseuche mit dem Ziel,
diese durch die Ergreifung ge-
eigneter sanitärer und Quaran-
täne-Maßnahmen und durch die
Anwendung einer oder mehrerer
der folgenden Methoden voll-
kommen auszurotten:

1. Methode der Schlach-
tung

2. Kombination von
Schlachtung und Impfung

3. Vollkommene Immuni-
sierung des Rinderbestan-
des durch Impfung

4. Impfung in Gebieten, die
an Seuchenherde gren-
zen.

Die angewendeten Methoden
sollen streng durchgeführt wer-
den.

2. Mitglieder, welche die Me-
thode 2 oder 4 befolgen,
verpflichten sich, einen Virus-
vorrat zur Vakzineproduktion
verfügbar zu halten sowie einen
Vorrat an Vakzinen, der ge-
nügt, um einen ausreichenden
Schutz gegen die Krankheit bei
einem Ausbruch derselben zu
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gewährleisten. Jedes Mitglied
soll mit den anderen Mitglie-
dern zusammenarbeiten und
diesen bei allen gemeinsamen
Maßnahmen zur Bekämpfung
der Maul- und Klauenseuche
und vor allem, wo dies notwen-
dig ist, bei der Beschaffung von
Vakzin und Viren helfen. Die
Virus- und Vakzinemengen, die
für den nationalen und inter-
nationalen Gebrauch auf Lager
gehalten werden müssen, sollen
von den Mitgliedern im Hin-
blick auf die Ergebnisse der Un-
tersuchungen der Kommission
und die Empfehlungen des Am-
tes festgesetzt werden.

3. Die Mitglieder sollen zur
Typenbestimmung des bei Aus-
brüchen der Maul- und Klauen-
seuche festgestellten Virus alle
Anordnungen treffen, die von
der Kommission verlangt wer-
den, und sollen die Kommission
und das Amt sofort von den
Resultaten einer solchen Typen-
bestimmung in Kenntnis setzen.

4. Die Mitglieder verpflichten
sich, der Kommission alle In-
formationen zur Verfügung zu
stellen, die sie zur Ausübung
ihrer Funktionen benötigen
könnte. Insbesondere sollen die
Mitglieder der Kommission und
dem Amt sofort über jeden
Ausbruch der Maul- und Klau-
enseuche und das Ausmaß der-
selben berichten und alle wei-
teren Einzelheiten bekanntge-
ben, welche die Kommission
vielleicht benötigt.

ARTIKEL III

Sitz

1. Die Kommission und ihr
Sekretariat haben ihren Sitz
im Hauptquartier der Organisa-
tion in Rom.

2. Die Tagungen der Kom-
mission sollen an ihrem Sitz
stattfinden, wenn sie nicht auf
Grund einer Entscheidung der
Kommission bei einer früheren
Tagung oder, unter besonderen
Umständen, auf Beschluß des
Exekutivkomitees an einen an-
deren Ort einberufen wurden.
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ARTIKEL IV

Allgemeine Funktionen

Die allgemeinen Funktionen
der Kommission sollen folgende
sein:

1. Durch den Generaldirek-
tor der Organisation mit dem
Amt im Rahmen der Verträge
zwischen der Organisation und
dem Amt Vereinbarungen zu
treffen, um sicherzustellen, daß:

1.1 allen Mitgliedern tech-
nischer Rat über Probleme
zuteil wird, die auf die
Maul- und Klauenseuche-
Bekämpfung Bezug haben.

1.2 umfassende Informa-
tionen über Krankheitsaus-
brüche und Feststellung des
Virus gesammelt und so
rasch als möglich verbreitet
werden.

1.3 besondere, für die
Maul- und Klauenseuche
notwendige Forschungsar-
beiten durchgeführt wer-
den.

2. Informationen über inner-
staatliche Programme zur Be-
kämpfung und Erforschung der
Maul- und Klauenseuche zu
sammeln.

3. Im Einvernehmen mit den
betreffenden Mitgliedern die Art
und das Ausmaß der für die
Durchführung ihrer innerstaat-
lichen Programme benötigten
Hilfe zu bestimmen.

4. Gemeinsames Vorgehen
überall dort anzuregen oder zu
planen, wo es zur Überwindung
der Schwierigkeiten bei der
Durchführung der Bekämp-
fungsprogramme notwendig ist,
und zu diesem Zweck Wege
zur Beschaffung ausreichender
Mittel zu finden, wie z. B. für
die Produktion und Lagerung
des Vakzins auf Grund von
Vereinbarungen zwischen den
Mitgliedern.

5. Für die notwendigen Ein-
richtungen für die Typenbestim-
mung des Virus zu sorgen.
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6. Die. Möglichkeit der Er-
richtung internationaler Labo-
ratorien für die Typenbestim-
mung des Virus und die Vak-
zineproduktion zu studieren.

7. Ein Register über die Vi-
rus- und Vakzinemengen, wel-
che in den einzelnen Staaten
zur Verfügung stehen, zu führen
und die Lage ständig zu beob-
achten.

8. Andere Organisationen hin-
sichtlich der Zuteilung irgend-
welcher verfügbarer Fonds zur
Unterstützung der Bekämpfung
der Maul- und Klauenseuche in
Europa zu beraten.

9. Durch den Generaldirektor
der Organisation mit anderen
Organisationen, regionalen
Gruppen oder Nationen, die
nicht Mitglieder der Kommis-
sion sind, Abkommen über die
Beteiligung an der Arbeit der
Kommission oder ihrer Aus-
schüsse oder über die gegensei-
tige Hilfe in Fragen der Be-
kämpfung der Maul- und Klau-
enseuche zu treffen. Diese Ab-
kommen können die Aufstel-
lung von gemeinsamen Aus-
schüssen oder die Beteiligung
daran beinhalten.

10. Zur Vorlage an den Rat
der Organisation durch den
Generaldirektor, den Bericht des
Exekutivkomitees über die Tä-
tigkeit der Kommission, die
Jahresabrechnungen, das Budget
und das Programm für das
kommende Jahr zu prüfen und
zu genehmigen.

ARTIKEL V

Sonderfunktionen

Die Kommission soll folgende
Sonderfunktionen haben:

1. In dringenden Fällen bei
der Bekämpfung von Epidemien
in jeder von der Kommission
und den betroffenen Mitgliedern
für geeignet befundenen Weise
zu helfen. Zu diesem Zweck
kann die Kommission oder ihr
Exekutivkomitee nach den Be-
stimmungen, die in Artikel XI (5)
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enthalten sind, jeden nicht ge-
bundenen Saldo des Verwal-
tungsbudgets (siehe Artikel
XIII (7)), sowie alle zusätzlichen
Beiträge, welche für Notfälle
gemäß Artikel XIII (4) geleistet
wurden, verwenden.

2. Auf folgenden Gebieten die
notwendigen Maßnahmen zu
treffen:

2.1 Produktion und/oder
Lagerung von Viren und /
oder Vakzinen durch oder
für die Kommission zur
Verteilung an jedes Mit-
glied, das sie benötigt.

2.2 Wenn nötig, Förde-
rung der Errichtung
von „Cordons sanitaires"
(Schutzzonen) durch ein
Mitglied oder durch meh-
rere Mitglieder, zur Ver-
hinderung der Ausbreitung
der Krankheit.

3. Zur Erreichung der Ziele
der Kommission, wie sie in
dieser Satzung umschrieben
sind, solche weitere Spezialpro-
jekte durchzuführen, die von
den Mitgliedern oder dem Exe-
kutivkomitee vorgeschlagen und
von der Kommission gutgehei-
ßen wurden.

4. Mittel aus dem Überschuß
des Verwaltungsbudgets kön-
nen für die in Absatz 2 und 3
dieses Artikels angegebenen
Zwecke verwendet werden, falls
eine solche Handlungsweise
durch eine Zweidrittelmehrheit
der abgegebenen Stimmen der
Kommission gebilligt wird, vor-
ausgesetzt, daß diese Mehrheit
mehr als die Hälfte der Mit-
glieder der Kommission umfaßt.

ARTIKEL VI

Organisation

1. Jedes Mitglied soll bei Ta-
gungen der Kommission durch
nur einen Delegierten vertreten
werden, der aber von einem
Stellvertreter sowie von Exper-
ten und Beratern begleitet wer-
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den darf. Stellvertreter, Exper-
ten und Berater können an den
Verhandlungen der Kommission
teilnehmen, haben aber, ausge-
nommen Stellvertreter, die mit
Vollmachten in gehöriger Form
zur Vertretung des Delegierten
ausgestattet sind, kein Stimm-
recht.

2. Jedes Mitglied soll eine
Stimme haben. Beschlüsse der
Kommission werden, außer in
den in der vorliegenden Sat-
zung besonders bezeichneten
Fällen, mit Stimmenmehrheit
gefaßt. Die Mehrheit der Mit-
glieder der Kommission bildet
ein beschlußfähiges Quorum.

3. Die Kommission wählt zu
Beginn jeder ordentlichen Ta-
gung aus der Reihe der Dele-
gierten einen Vorsitzenden und
zwei stellvertretende Vorsit-
zende. Diese sollen ihr Amt bis
zur nächsten ordentlichen Ta-
gung, unbeschadet des Rechtes
der Wiederwahl, ausüben.

4. Der Generaldirektor der
Organisation soll im Einver-
nehmen mit dem Vorsitzenden
der Kommission wenigstens ein-
mal jährlich eine ordentliche
Tagung der Kommission ein-
berufen. Außerordentliche Ta-
gungen können vom General-
direktor, sei es im Einverneh-
men mit dem Vorsitzenden der
Kommission, sei es über Er-
suchen der Kommission bei einer
ordentlichen Tagung oder wäh-
rend der Zeit zwischen den Ta-
gungen von wenigstens einem
Drittel der Mitglieder einberu-
fen werden.

ARTIKEL VII

Ausschüsse

1. Die Kommission hat das
Recht, vorübergehend tätige
spezielle oder ständige Aus-
schüsse zu bilden, die die zur Zu-
ständigkeit der Kommission ge-
hörige Angelegenheit prüfen
und darüber berichten sollen.

2. Diese Ausschüsse sollen vom
Generaldirektor der Organisa-
tion, im Einvernehmen mit dem
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Vorsitzenden der Kommission,
zu der Zeit und an dem Ort
einberufen werden, die den
Zwecken, für die sie geschaffen
wurden, am besten entsprechen.

3. Die Mitglieder dieser Aus-
schüsse werden von der Kom-
mission bestimmt.

4. Jeder Ausschuß soll einen
Vorsitzenden wählen.

ARTIKEL VIII

Geschäfts- und Finanzordnung

Soweit mit den Bestimmun-
gen dieser Satzung vereinbar,
soll sich die Kommission, im
Einvernehmen mit dem Gene-
raldirektor der Organisation,
eine Geschäftsordnung und eine
Finanzordnung geben, die im
Einklang mit Geschäftsordnung
und Finanzordnung der Orga-
nisation stehen sollen.

ARTIKEL IX

Beobachter

1. Die Regierung jedes Staa-
tes, der nicht Mitglied der Kom-
mission ist, kann mit Zustim-
mung der Kommission zu jeder
Tagung der Kommission oder
ihrer Ausschüsse einen Be-
obachter ohne Stimmrecht ent-
senden.

2. Jede andere internationale
Organisation, welche ähnliche
Interessen hat, kann sich mit
Zustimmung der Kommission
bei den Tagungen derselben
oder ihrer Ausschüsse durch
einen Beobachter ohne Stimm-
recht vertreten lassen.

ARTIKEL X

Das Exekutivkomitee

1. Die Kommission bestellt
ein Exekutivkomitee, das sich
aus dem Vorsitzenden und den
stellvertretenden Vorsitzenden
der Kommission sowie aus drei
Delegierten von Mitgliedsstaa-
ten zusammensetzt, die zu Be-
ginn jeder ordentlichen Tagung
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von der Kommission ausgewählt
werden. Der Vorsitzende der
Kommission soll auch im Exe-
kutivkomitee den Vorsitz füh-
ren.

2. Die Mitglieder des Exeku-
tivkomitees sollen, unbeschadet
des Rechtes der Wiederwahl, bis
zum Beginn der nächsten or-
dentlichen Tagung im Amt blei-
ben.

3. Wird vor Ablauf einer
Amtsperiode ein Sitz im Exe-
kutivkomitee frei, so kann das
Komitee ein Mitglied der Kom-
mission ersuchen, einen Vertre-
ter zu nominieren, der den be-
treffenden Sitz bis zur Beendi-
gung der Amtsperiode einneh-
men soll.

4. Das Exekutivkomitee soll
wenigstens einmal zwischen zwei
aufeinanderfolgenden ordent-
lichen Tagungen der Kommis-
sion zusammentreten.

5. Der Sekretär der Kommis-
sion ist auch Sekretär des Exe-
kutivkomitees.

ARTIKEL. XI

Funktionen des Exekutiv-
komitees

Das Exekutivkomitee soll:

1. Der Kommission Vorschläge
bezüglich ihrer allgemeinen Ar-
beitsrichtlinien und ihres Ar-
beitsprogramms machen.

2. Die Arbeitsrichtlinien und
Programme, die die Kommis-
sion genehmigt hat, durchfüh-
ren.

3. Der Kommission Pro-
gramm-, Verwaltungs- und Bud-
getentwürfe sowie die Jahres-
abrechnung vorlegen.

4. Den Jahresbericht über die
Tätigkeit der Kommission die-
ser zur Bestätigung und Weiter-
leitung an den Generaldirektor
der Organisation vorlegen.

5. Alle anderen Arbeiten
durchführen, die ihm die Kom-
mission überträgt, insbesondere



55. Stück — Ausgegeben am 27. August 1957 — Nr. 197 1003

die Notstandsarbeiten nach Ar-
tikel V (1).

ARTIKEL XII

Verwaltung

1. Die Mitglieder des Sekre-
tariats der Kommission werden
vom Generaldirektor mit Ge-
nehmigung des Exekutivkomi-
tees ernannt und sind verwal-
tungsmäßig dem Generaldirek-
tor verantwortlich. Ihr Status
und ihre Anstellungsbedin-
gungen sind dieselben wie die
des Personals der Organisation.

2. Die Ausgaben der Kom-
mission sollen aus ihrem eigenen
Verwaltungsbudget gedeckt
werden, ausgenommen diejeni-
gen, die sich auf Angestellte
und Einrichtungen beziehen, die
von der Organisation zur Ver-
fügung gestellt werden können.
Die Ausgaben, die der Organi-
sation angelastet werden dürfen,
werden im Rahmen eines Jah-
resbudgets, das vom General-
direktor ausgearbeitet und von
der Konferenz der Organisation,
in Übereinstimmung mit der
Geschäfts- und Finanzordnung
der Organisation, genehmigt
wird, festgelegt und bezahlt.

3. Die Auslagen der Dele-
gierten, ihrer Vertreter, Exper-
ten und Berater, die durch
Teilnahme an den Tagungen
der Kommission und ihrer Aus-
schüsse entstehen, werden von
den sie entsendenden Regie-
rungen festgelegt und bezahlt.

ARTIKEL XIII

Finanzgebarung

1. Jedes Mitglied der Kom-
mission verpflichtet sich, jähr-
lich einen Anteil am Verwal-
tungsbudget zu bezahlen, der
nach einer Beitragsskala, die von
einer Zweidrittelmehrheit der
Mitglieder der Kommission an-
genommen werden muß, berech-
net wird. Während der ersten
fünf Jahre nach Inkrafttreten
dieser Satzung sollen diese Bei-
träge in der Höhe der im An-
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hang I gegebenen Skala gelei-
stet werden. Das Budget für die
Verwaltungstätigkeit der Kom-
mission für die ersten fünf
Jahre soll die Summe von
US $ 50.000'— zur Basis haben,
wozu noch alle Beiträge kom-
men, welche die Mitglieder nach
dem unten stehenden Absatz 2
leisten.

2. Beiträge von Mitgliedern,
die in der Beitragsskala des An-
hanges I nicht vorgesehen sind,
werden von der Kommission
festgesetzt. Zu diesem Zweck
soll die Berechnungsmethode
Anwendung finden, auf Grund
derer die oben erwähnte Skala
erstellt wurde.

3. Die Jahresbeiträge nach den
obenstehenden Absätzen 1 und 2
sollen vor Ende des ersten
Monats des Finanzjahres, für
welches sie geschuldet werden,
zahlbar sein. Das Finanzjahr der
Organisation soll auch das der
Kommission sein.

4. Zusätzliche Beiträge kön-
nen von einem Mitglied oder
Mitgliedern, einer Organisation
oder Privatpersonen für Not-
standsaktionen oder für die
Durchführung besonderer Be-
kämpfungspläne oder Maßnah-
men entgegengenommen wer-
den, die die Kommission oder
das Exekutivkomitee nach Ar-
tikel V annehmen oder emp-
fehlen können.

5. Alle Mitgliedsbeiträge sol-
len in den von der Kommission
im Einvernehmen mit den zah-
lenden Mitgliedern zu bestim-
menden Währungen geleistet
werden.

6. Alle erhaltenen Beiträge
sollen in einen Treuhandfonds
eingezahlt werden, der vom
Generaldirektor der Organisa-
tion nach der Finanzordnung
der Organisation verwaltet
wird.

7. Am Ende jedes Finanz-
jahres soll ein etwa vorhande-
ner, nicht gebundener Saldo des
Verwaltungsbudgets auf ein be-
sonderes Konto gebucht wer-
den, welches für die in den
Artikeln IV und V beschriebe-
nen Zwecke verwendet werden
darf.
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ARTIKEL XIV

Abänderungen

1. Die vorliegende Satzung
kann von der Kommission mit
einer Zweidrittelmehrheit der
abgegebenen Stimmen abgeän-
dert werden, falls diese Mehr-
heit mehr als die Hälfte der
Zahl der Mitglieder der Kom-
mission umfaßt. Änderungen
werden nur mit Zustimmung
des Rates der Organisation am
Tage des Ratsbeschlusses mit
der Maßgabe rechtskräftig, daß
Änderungen, die neue Verpflich-
tungen für Mitglieder beinhal-
ten, hinsichtlich jedes Mit-
gliedes erst dann in Kraft tre-
ten, wenn das betroffene Mit-
glied seine Zustimmung gegeben
hat.

2. Vorschläge zur Änderung
der Satzung können von jedem
Mitglied der Kommission mit-
tels einer gleichzeitig an den
Vorsitzenden der Kommission
und an den Generaldirektor der
Organisation zu richtenden Mit-
teilung gemacht werden. Der
Generaldirektor verständigt um-
gehend alle Mitglieder von den
Änderungsvorschlägen.

3. Kein auf die Änderung der
Satzung bezüglicher Vorschlag
soll in die Tagesordnung einer
Sitzung aufgenommen werden,
wenn nicht der Generaldirektor
der Organisation wenigstens
120 Tage vor Eröffnung der
Sitzung von demselben in
Kenntnis gesetzt worden ist.

ARTIKEL XV

Annahme

1. Die Annahme dieser Sat-
zung soll ohne Vorbehalte er-
folgen.

2. Die Annahme soll durch
Hinterlegung einer Annahme-
erklärung beim Generaldirektor
der Organisation erfolgen. Bei
Mitgliedern der Organisation
oder des Amtes hat die An-
nahme vom Tage des Einlan-
gens der Erklärung beim Gene-
raldirektor an Gültigkeit; letz-
terer soll dann sofort alle Mit-
glieder der Kommission davon
in Kenntnis setzen.
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3. Die Mitgliedschaft von Na-
tionen, die nicht Mitglieder der
Organisation oder des Amtes
sind, soll mit dem Tage begin-
nen, an dem der Rat das An-
suchen um Zulassung nach Ar-
tikel I genehmigt hat.

ARTIKEL XVI

Austritt

1. Jedes Mitglied kann nach
Ablauf eines Jahres vom Da-
tum der Gültigkeit seiner Auf-
nahme oder vom Datum des
Inkrafttretens dieser Satzung an
gerechnet — je nachdem, wel-
ches Datum das spätere ist —
durch Abgabe einer schriftlichen
Kündigungserklärung gegen-
über dem Generaldirektor der
Organisation austreten; letz-
terer hat hievon umgehend
alle Mitglieder der Kommission
in Kenntnis zu setzen. Der Aus-
tritt tritt ein Jahr nach Emp-
fang der schriftlichen Bekannt-
gabe desselben in Kraft.

2. Die Nichtzahlung von
zwei aufeinanderfolgenden Jah-
resbeiträgen wird als Austritt
des säumigen Mitgliedes aus der
Kommission angesehen.

3. Von jedem Mitglied der
Kommission, welches aus der
Organisation oder dem Amte
ausscheidet, wird, wenn der be-
treffende Staat infolgedessen
nicht mehr Mitglied dieser bei-
den Organisationen ist, ange-
nommen, daß es gleichzeitig
auch aus der Kommission aus-
scheidet.

ARTIKEL XVII

Schlichtung von Streitigkeiten

1. Bei Streitigkeiten über die
Auslegung oder Anwendung
dieser Satzung können die be-
teiligten Mitglieder den Gene-
raldirektor der Organisation er-
suchen, ein Komitee zur Unter-
suchung der Streitfrage einzu-
setzen.

2. Der Generaldirektor soll
dann — nach Beratung mit den
beteiligten Mitgliedern — ein
Expertenkomitee bestellen, dem
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auch Vertreter der in Frage
kommenden Mitglieder ange-
hören. Dieses Komitee hat die
Streitfrage zu untersuchen und
dabei alle von den beteiligten
Mitgliedern vorgelegten Doku-
mente und sonstigen Beweis-
stücke zu würdigen. Hierauf
legt das Komitee dem General-
direktor der Organisation einen
Bericht vor, den dieser an die
beteiligten Mitglieder sowie an
die anderen Mitglieder der
Kommission übermittelt.

3. Die Mitglieder der Kom-
mission erklären sich damit ein-
verstanden, daß — obwohl die
Empfehlungen der Kommission
nicht bindend sein sollen — sie
doch als Grundlage für die neu-
erliche Untersuchung der Streit-
frage durch die beteiligten Mit-
glieder dienen werden.

4. Die beteiligten Mitglieder
tragen die Auslagen für die Ex-
perten zu gleichen Teilen.

ARTIKEL XVIII

Beendigung

1. Das Ende der Gültigkeit
der vorliegenden Satzung wird
durch Beschluß einer Dreivier-
telmehrheit der Mitglieder der
Kommission festgesetzt. Sie
tritt automatisch außer Kraft,
sobald die Zahl der Mitglieder
infolge Austrittes auf weniger
als sechs Staaten sinkt.

2. Bei Außerkrafttreten der
Satzung sollen alle Guthaben
der Kommission vom General-
direktor der Organisation liqui-
diert werden. Nach Regelung
aller Verbindlichkeiten ist der
Restbetrag auf der Basis der zur
Zeit der Liquidation gültigen
Beitragsskala verhältnismäßig
unter den Mitgliedern aufzu-
teilen. Staaten, die während
zweier aufeinanderfolgender
Jahre ihre Beiträge nicht gelei-
stet haben und deren Austritt
infolgedessen gemäß Artikel
XVI (2) angenommen wird, ha-
ben keinen Anspruch auf einen
Liquidationsanteil.
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ARTIKEL XIX

Inkrafttreten

1. Die vorliegende Satzung
tritt in Kraft, sobald der Gene-
raldirektor der Organisation
die Annahmeerklärungen von
6 Teilnehmerstaaten der Or-
ganisation oder des Amtes er-
halten hat, vorausgesetzt, daß
diese Beiträge von zusammen
nicht weniger als 30°/o des im
Artikel XIII (1) vorgesehenen
Verwaltungsbudgets leisten.

2. Der Generaldirektor setzt
alle Staaten, die ihre Annahme-
erklärungen hinterlegt haben,
vom Datum des Inkrafttretens
der Satzung in Kenntnis.

3. Der Text der Satzung ist
in englischer, französischer und
spanischer Sprache abgefaßt;
diese Sprachen sind in gleicher
Weise maßgebend. Dieser Text
wurde von der Konferenz der
Organisation am elften Dezem-
ber 1953 genehmigt.

4. Zwei Exemplare dieser Sat-
zung werden vom Vorsitzenden
der Konferenz und vom Gene-
raldirektor der Organisation be-
glaubigt. Ein Exemplar wird
beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen, das andere im
Archiv der Organisation hinter-
legt. Weitere Exemplare werden
vom Generaldirektor unter An-
gabe des Datums, an dem die
Satzung in Kraft getreten ist,
beglaubigt und allen Mitglie-
dern der Kommission zugestellt.

A N H A N G I

SKALA DER JAHRESBEI-
TRÄGE

erstellt auf der Basis des Natio-
naleinkommens jedes Staates
— das bei der Berechnung der
Beitragsskala der Organisation
verwendet wurde —, der Größe
der Gefahr der Ansteckung mit
der Maul- und Klauenseuche
und des Umfanges des in jedem
Staat zu schützenden Viehbe-
standes.
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Die vorliegende Satzung ist für Österreich am 1. Dezember 1955 in Kraft getreten.
Zufolge einer Mitteilung der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten

Nationen haben bis 10. Jänner 1957 folgende Staaten die vorliegende Satzung angenommen:
Dänemark, Irland, Island, Italien, Jugoslawien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal,

Türkei, Vereinigtes Königreich.

Raab

198.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland, betreffend die Übernahme von
Personen an der Grenze (Schubabkommen) zwischen Österreich und der

Bundesrepublik Deutschland.

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
WIEN

Tgb. Nr. 2812/57

Wien, den 6. Juli 1957.

Exzellenz!

Ich habe die Ehre, auf die Besprechungen zu-
rückzukommen, die zwischen den Vertretern
unserer beiden Regierungen über die Übernahme
von Personen an der Grenze zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik
Österreich am 28. und 29. Mai 1957 stattgefun-

den haben. Ich entnehme diesen Besprechungen,
daß es in der Absicht der beiden Regierungen
liegt, folgendes Abkommen zu treffen:

Abschnitt A

1. Die Republik Österreich wird österreichi-
sche Staatsbürger, deren Abschiebung die deut-
schen Behörden beabsichtigen, selbst dann, wenn
sie nicht im Besitze eines gültigen Reisepasses
sind, übernehmen, sofern nachgewiesen oder
glaubhaft gemacht wird, daß diese Personen die
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen.

Der Besitz der österreichischen Staatsbürger-
schaft wird durch Staatsbürgerschaftsurkunden,
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Staatsbürgerschaftsnachweise oder Bescheide,
durch die die Staatsbürgerschaft erworben oder
festgestellt wird, nachgewiesen, durch Reisepässe
für österreichische Staatsbürger, auch wenn sie
zu Unrecht ausgestellt oder durch Zeitablauf un-
gültig geworden sind, oder durch Personalaus-
weise glaubhaft gemacht.

Die Staatsbürgerschaft kann jedoch auch auf
andere Weise glaubhaft gemacht werden.

Diese Personen sind gegen Vorlage vorhan-
dener Urkunden oder sonstiger Unterlagen zu
übernehmen. Die Übernahme ist zu bestätigen.

Die Bundesrepublik Deutschland wird Per-
sonen, bei denen die Nachprüfung durch die
österreichischen Behörden ergibt, daß sie bei der
Abschiebung nicht im Besitze der österreichischen
Staatsbürgerschaft waren, zurücknehmen.

2. Die beabsichtigte Überstellung von öster-
reichischen Staatsbürgern, die wegen Krankheit
oder mit Rücksicht auf ihr Alter der Betreuung
bedürfen, wird von der zuständigen Behörde
der Bundesrepublik Deutschland der zuständigen
österreichischen Behörde (diplomatische und be-
rufskonsularische Vertretungsbehörden in der
Bundesrepublik Deutschland) angekündigt. In-
nerhalb eines Monats nach der Ankündigung ist
der Behörde der Bundesrepublik Deutschland
mitzuteilen, ob, wo und wann die Übernahme
erfolgen wird.

3. Die Republik Österreich wird Personen,
die weder die österreichische Staatsbürgerschaft
noch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen,
auf Antrag der Behörden der Bundesrepublik
Deutschland übernehmen, wenn diese Personen
ohne Erlaubnis aus dem Gebiet der Republik
Österreich in das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland eingereist sind.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung,
wenn der Antrag auf Übernahme nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach der
Ausreise aus dem Gebiet der Republik Österreich
gestellt wird oder wenn die Personen sich nicht
mindestens drei Wochen in dem Gebiet der Re-
publik Österreich aufgehalten haben.

Die Übernahme der vorerwähnten Personen
erfolgt, wenn eine von der zuständigen öster-
reichischen Behörde (diplomatische und berufs-
konsularische Vertretungsbehörden in der Bun-
desrepublik Deutschland) auf Grund ihrer Er-
mittlungen ausgestellte Übernahmserklärung
vorgelegt wird. Die Erklärung, ob die Person
übernommen wird, ist innerhalb einer Frist von
zwei Monaten ab Antragstellung abzugeben.

Personen, die ohne Erlaubnis aus dem Gebiet
der Republik Österreich in das Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland eingereist sind und in-
nerhalb von sieben Tagen nach dem Grenzüber-
tritt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
aufgegriffen werden, können den österreichischen
Grenzbehörden überstellt und müssen von diesen

formlos übernommen werden, wenn die Grenz-
behörden der Bundesrepublik Deutschland An-
gaben machen, die den österreichischen Grenz-
behörden die Feststellung ermöglichen, daß diese
Personen die Grenze ohne Erlaubnis überschrit-
ten haben. Die Übernahme ist zu bestätigen.

Die Bundesrepublik Deutschland wird Per-
sonen, bei denen die Nachprüfung durch die
österreichischen Behörden ergibt, daß die Vor-
aussetzungen für die Übernahme nicht gegeben
waren, zurücknehmen.

4. Die Übernahme erfolgt nicht, wenn die
Person Angehöriger eines Nachbarstaates der
Bundesrepublik Deutschland ist und in diesen
Nachbarstaat ohne Verletzung der in der Bun-
desrepublik Deutschland geltenden Grundsätze
über die Gewährung des Asylrechtes abgeschoben
werden kann.

5. Die Republik Österreich erklärt sich bereit,
Ersuchen der Behörden der Bundesrepublik
Deutschland um polizeiliche Durchbeförderung
von Personen, die weder österreichische Staats-
bürger noch deutsche Staatsangehörige sind, zu
entsprechen, wenn die Weiterreise und die Über-
nahme durch den Zielstaat gesichert sind.

Die Durchbeförderung kann abgelehnt wer-
den,

wenn die Person in einem weiteren Durch-
gangsstaat oder im Zielstaat der Gefahr der
politischen Verfolgung ausgesetzt wäre oder
eine Strafverfolgung oder Strafvollstreckung
zu erwarten hätte,
oder wenn sie in der Republik Österreich
wegen einer strafbaren Handlung verfolgt
werden müßte; den deutschen Behörden ist
davon vor der Durchbeförderung Kenntnis zu
geben.

Das Ersuchen um Durchbeförderung ist vom
Bundesministerium des Innern der Bundesrepu-
blik Deutschland unmittelbar an das österreichi-
sche Bundesministerium für Inneres zu richten.

Ansuchen um Durchbeförderung von Lindau
nach St. Margrethen über österreichisches Ge-
biet können auch von der Grenzpolizeiinspek-
tion Lindau an die Sicherheitsdirektion für das
Bundesland Vorarlberg gerichtet werden.

Ein Durchreisesichtvermerk der Republik
Österreich ist nicht erforderlich.

Trotz erteilter Bewilligung können zur Durch-
beförderung übernommene Personen an die
Bundesrepublik Deutschland zurückgegeben wer-
den, wenn nachträglich Tatsachen eintreten oder
bekanntwerden, die einer Durchbeförderung
entgegenstehen.

Abschnitt B

1. Die Bundesrepublik Deutschland wird
deutsche Staatsangehörige, deren Abschiebung
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die österreichischen Behörden beabsichtigen,
selbst dann, wenn sie nicht im Besitze eines
gültigen Reisepasses sind, übernehmen, sofern
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird, daß
diese Personen die deutsche Staatsangehörigkeit
besitzen.

Der Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit
wird durch Heimatscheine, Staatsangehörigkeits-
ausweise oder Einbürgerungsurkunden nach-
gewiesen, durch Reisepässe der Bundesrepublik
Deutschland und Bundespersonalausweise, auch
wenn sie zu Unrecht ausgestellt oder durch Zeit-
ablauf ungültig geworden sind, glaubhaft ge-
macht. Die Staatsangehörigkeit kann jedoch auch
auf andere Weise glaubhaft gemacht werden.

Diese Personen sind gegen Vorlage vorhan-
dener Urkunden oder sonstiger Unterlagen zu
übernehmen. Die Übernahme ist zu bestätigen.

Die Republik Österreich wird Personen, bei
denen die Nachprüfung durch die Behörden der
Bundesrepublik Deutschland ergibt, daß sie bei
der Abschiebung nicht im Besitze der deutschen
Staatsangehörigkeit waren; zurücknehmen.

2. Die beabsichtigte Überstellung von deut-
schen Staatsangehörigen, die wegen Krankheit
oder mit Rücksicht auf ihr Alter der Betreuung
bedürfen, wird von der zuständigen österrei-
chischen Behörde der zuständigen Behörde der
Bundesrepublik Deutschland (diplomatische und
berufskonsularische Vertretungen in der Repu-
blik Österreich) angekündigt. Innerhalb eines
Monats nach der Ankündigung ist der öster-
reichischen Behörde mitzuteilen, ob, wo und
wann die Übernahme erfolgen wird.

3. Soweit in diesen Bestimmungen für die
Übernahme die deutsche Staatsangehörigkeit
maßgebend ist, erstreckt sich die Verpflichtung
zur Übernahme auch auf diejenigen Flüchtlinge
oder Vertriebenen deutscher Volkszugehörigkeit
oder deren Ehegatten oder deren Abkömmlinge,
die im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem
Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme ge-
funden haben.

4. Die Bundesrepublik Deutschland wird Per-
sonen, die weder die deutsche Staatsangehörig-
keit noch die österreichische Staatsbürgerschaft
besitzen, auf Antrag der österreichischen Be-
hörden übernehmen, wenn diese Personen ohne
Erlaubnis aus dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland in das Gebiet der Republik Öster-
reich eingereist sind.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung,
wenn der Antrag auf Übernahme nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach der
Ausreise aus dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland gestellt ist oder wenn die Personen
sich nicht mindestens drei Wochen im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten
haben.

Die Übernahme der vorerwähnten Personen
erfolgt, wenn eine von der zuständigen Behörde
der Bundesrepublik Deutschland (diplomatische
und berufskonsularische Vertretungen in der
Republik Österreich) auf Grund ihrer Ermitt-
lungen ausgestellte Übernahmserklärung vor-
gelegt wird. Die Erklärung, ob die Person über-
nommen wird, ist innerhalb einer Frist von zwei
Monaten ab Antragstellung abzugeben.

Personen, die ohne Erlaubnis aus dem Ge-
biete der Bundesrepublik Deutschland in das
Gebiet der Republik Österreich eingereist sind
und innerhalb von sieben Tagen nach dem
Grenzübertritt im Gebiet der Republik Öster-
reich aufgegriffen werden, können den Grenz-
behörden der Bundesrepublik Deutschland über-
stellt und müssen von diesen formlos übernom-
men werden, wenn die österreichischen Grenz-
behörden Angaben machen, die den Grenzbehör-
den der Bundesrepublik Deutschland die Fest-
stellung ermöglichen, daß diese Personen die
Grenze ohne Erlaubnis überschritten haben. Die
Übernahme ist zu bestätigen.

Die Republik Österreich wird Personen, bei
denen die Nachprüfung durch die Behörden der
Bundesrepublik Deutschland ergibt, daß die Vor-
aussetzungen für die Übernahme nicht gegeben
waren, zurücknehmen.

5. Die Übernahme erfolgt nicht, wenn die
Person Angehöriger eines Nachbarstaates der Re-
publik Österreich ist und in diesen Nachbar-
staat ohne Verletzung der in der Republik
Österreich geltenden Grundsätze des Asylrechtes
abgeschoben werden kann.

6. Die Bundesrepublik Deutschland erklärt
sich bereit, Ersuchen der österreichischen Behör-
den um polizeiliche Durchbeförderung von Per-
sonen, die weder deutsche Staatsangehörige noch
österreichische Staatsbürger sind, zu entsprechen,
wenn die Weiterreise und die Übernahme durch
den Zielstaat gesichert sind.

Die Durchbeförderung kann abgelehnt wer-
den,

wenn die Person in einem weiteren Durch-
gangsstaat oder im Zielstaat der Gefahr der
politischen Verfolgung ausgesetzt wäre oder
eine Strafverfolgung oder Strafvollstreckung
zu erwarten hätte,
oder wenn sie in der Bundesrepublik Deutsch-
land wegen einer strafbaren Handlung ver-
folgt werden müßte; den österreichischen Be-
hörden ist davon vor der Durchbeförderung
Kenntnis zu geben.
Das Ersuchen um Durchbeförderung ist vom

österreichischen Bundesministerium für Inneres
unmittelbar an das Bundesministerium des
Innern der Bundesrepublik Deutschland zu
richten.

Ein Durchreisesichtvermerk der Bundesrepu-
blik Deutschland ist nicht erforderlich.
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Trotz erteilter Bewilligung können zur Durch-
beförderung übernommene Personen an die Re-
publik Österreich zurückgegeben werden, wenn
nachträglich Tatsachen eintreten oder bekannt-
werden, die einer Durchbeförderung entgegen-
stehen.

Abschnitt C

1. Die auf Grund dieses Abkommens zu über-
stellenden Personen werden an den Grenzüber-
gangsstellen bei Bregenz/Lindau, Scharnitz/Mit-
tenwald, Kufstein/Kiefersfelden, Salzburg, Sim-
bach und Passau übernommen.

Eine Änderung der vereinbarten Grenzüber-
gangsstellen kann im Einvernehmen zwischen
dem österreichischen Bundesministerium für In-
neres und dem Bundesministerium des Innern
der Bundesrepublik Deutschland erfolgen.

2. Außerhalb der zugelassenen Grenzüber-
gangsstellen dürfen Personen nicht über die
Grenze abgeschoben werden.

3. Die Kosten der Beförderung abzuschieben-
der Personen werden von der Behörde, die die
Abschiebung veranlaßt, bis zur Grenzübergangs-
stelle getragen.

Die Kosten der Durchbeförderung bis an die
Grenze des Zielstaates und gegebenenfalls auch
die aus dem Rücktransport erwachsenen Kosten
trägt der ersuchende Staat.

4. Frühere Vereinbarungen über die in diesem
Abkommen geregelten Fragen sind aufgehoben.
Die Verpflichtungen aus den zwischenstaatlichen
Verträgen über die Auslieferung und Durch-
lieferung bleiben unberührt.

5. Das Abkommen gilt auch für das Land Ber-
lin, sofern die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland der Österreichischen Bundesregie-
rung nicht innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige
Mitteilung macht.

6. Dieses Abkommen tritt am 15. Juni 1957
in Kraft. Dieses Abkommen tritt sechs Monate
nach erfolgter Kündigung außer Kraft.

Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz den Vor-
schlag zu unterbreiten, daß, falls das Abkom-
men die Billigung der Österreichischen Bundes-
regierung findet, die vorliegende Note und Ihre
Antwortnote als verbindlich für dieses Abkom-
men gelten mögen.

Genehmigen Sie, Euer Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Mueller-Graaf m. p.
S. E.
Herrn Bundeskanzler a. D.
Außenminister Dipl.-Ing. DDr. h. c. Leopold Figl
W i e n , L,
Bundeskanzleramt

BUNDESKANZLERAMT
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
Zl. 315.028-RA/57

Wien, am 9. Juli 1957.

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz den Emp-
fang Ihrer Note vom 6. Juli 1957, die fol-
genden Wortlaut hat, zu bestätigen:

„Ich habe die Ehre, auf die Besprechungen
zurückzukommen, die zwischen den Ver-
tretern unserer beiden Regierungen über die
Übernahme von Personen an der Grenze
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der Republik Österreich am 28. und 29. Mai
1957 stattgefunden haben. Ich entnehme
diesen Besprechungen, daß es in der Absicht
der beiden Regierungen liegt, folgendes Ab-
kommen zu treffen:

Abschnitt A

1. Die Republik Österreich wird österrei-
chische Staatsbürger, deren Abschiebung die
deutschen Behörden beabsichtigen, selbst
dann, wenn sie nicht im Besitze eines gül-
tigen Reisepasses sind, übernehmen, sofern
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird,
daß diese Personen die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzen.

Der Besitz der österreichischen Staatsbür-
gerschaft wird durch Staatsbürgerschaftsur-
kunden, Staatsbürgerschaftsnachweise oder
Bescheide, durch die die Staatsbürgerschaft er-
worben oder festgestellt wird, nachgewiesen,
durch Reisepässe für österreichische Staats-
bürger, auch wenn sie zu Unrecht ausgestellt
oder durch Zeitablauf ungültig geworden sind,
oder durch Personalausweise glaubhaft ge-
macht.

Die Staatsbürgerschaft kann jedoch auch
auf andere Weise glaubhaft gemacht werden.

Diese Personen sind gegen Vorlage vor-
handener Urkunden oder sonstiger Unter-
lagen zu übernehmen. Die Übernahme ist zu
bestätigen.

Die Bundesrepublik Deutschland wird Per-
sonen, bei denen die Nachprüfung durch die
österreichischen Behörden ergibt, daß sie bei
der Abschiebung nicht im Besitze der öster-
reichischen Staatsbürgerschaft waren, zurück-
nehmen.

2. Die beabsichtigte Überstellung von öster-
reichischen Staatsbürgern, die wegen Krank-
heit oder mit Rücksicht auf ihr Alter der
Betreuung bedürfen, wird von der zustän-
digen Behörde der Bundesrepublik Deutsch-
land der zuständigen österreichischen Behörde
(diplomatische und berufskonsularische Ver-
tretungsbehörden in der Bundesrepublik
Deutschland) angekündigt. Innerhalb eines
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Monats nach der Ankündigung ist der Be-
hörde der Bundesrepublik Deutschland mit-
zuteilen, ob, wo und wann die Übernahme
erfolgen wird.

3. Die Republik Österreich wird Personen,
die weder die österreichische Staatsbürger-
schaft noch die deutsche Staatsangehörigkeit
besitzen, auf Antrag der Behörden der Bun-
desrepublik Deutschland übernehmen, wenn
diese Personen ohne Erlaubnis aus dem Ge-
biet der Republik Österreich in das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland eingereist
sind.

Diese Bestimmung findet keine Anwen-
dung, wenn der Antrag auf Übernahme nicht
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
der Ausreise aus dem Gebiet der Republik
Österreich gestellt wird oder wenn die Per-
sonen sich nicht mindestens drei Wochen in
dem Gebiet der Republik Österreich auf-
gehalten haben.

Die Übernahme der vorerwähnten Personen
erfolgt, wenn eine von der zuständigen öster-
reichischen Behörde (diplomatische und be-
rufskonsularische Vertretungsbehörden in der
Bundesrepublik Deutschland) auf Grund ihrer
Ermittlungen ausgestellte Übernahmserklä-
rung vorgelegt wird. Die Erklärung, ob die
Person übernommen wird, ist innerhalb einer
Frist von zwei Monaten ab Antragstellung
abzugeben.

Personen, die ohne Erlaubnis aus dem Ge-
biet der Republik Österreich in das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland eingereist
sind und innerhalb von sieben Tagen nach
dem Grenzübertritt im Gebiet der Bundes-
republik Deutschland aufgegriffen werden,
können den österreichischen Grenzbehörden
überstellt und müssen von diesen formlos
übernommen werden, wenn die Grenzbehör-
den der Bundesrepublik Deutschland Angaben
machen, die den österreichischen Grenzbehör-
den die Feststellung ermöglichen, daß diese
Personen die Grenze ohne Erlaubnis über-
schritten haben. Die Übernahme ist zu be-
stätigen.

Die Bundesrepublik Deutschland wird Per-
sonen, bei denen die Nachprüfung durch die
österreichischen Behörden ergibt, daß die
Voraussetzungen für die Übernahme nicht
gegeben waren, zurücknehmen.

4. Die Übernahme erfolgt nicht, wenn die
Person Angehöriger eines Nachbarstaates der
Bundesrepublik Deutschland ist und in diesen
Nachbarstaat ohne Verletzung der in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden Grund-
sätze über die Gewährung des Asylrechtes
abgeschoben werden kann.

5. Die Republik Österreich erklärt sich be-
reit, Ersuchen der Behörden der Bundesrepu-
blik Deutschland um polizeiliche Durchbeför-

derung von Personen, die weder österreichi-
sche Staatsbürger noch deutsche Staatsangehö-
rige sind, zu entsprechen, wenn die Weiter-
reise und die Übernahme durch den Zielstaat
gesichert sind.

Die Durchbeförderung kann abgelehnt
werden,

wenn die Person in einem weiteren Durch-
gangsstaat oder im Zielstaat der Gefahr der
politischen Verfolgung ausgesetzt wäre oder
eine Strafverfolgung oder Strafvollstrek-
kung zu erwarten hätte,
oder wenn sie in der Republik Österreich
wegen einer strafbaren Handlung verfolgt
werden müßte; den deutschen Behörden ist
davon vor der Durchbeförderung Kenntnis
zu geben.
Das Ersuchen um Durchbeförderung ist

vom Bundesministerium des Innern der Bun-
desrepublik Deutschland unmittelbar an das
österreichische Bundesministerium für Inneres
zu richten.

Ansuchen um Durchbeförderung von Lind-
au nach St. Margrethen über österreichisches
Gebiet können auch von der Grenzpolizei-
inspektion Lindau an die Sicherheitsdirektion
für das Bundesland Vorarlberg gerichtet wer-
den.

Ein Durchreisesichtvermerk der Republik
Österreich ist nicht erforderlich.

Trotz erteilter Bewilligung können zur
Durchbeförderung übernommene Personen an
die Bundesrepublik Deutschland zurückge-
geben werden, wenn nachträglich Tatsachen
eintreten oder bekanntwerden, die einer
Durchbeförderung entgegenstehen.

Abschnitt B

1. Die Bundesrepublik Deutschland wird
deutsche Staatsangehörige, deren Abschiebung
die österreichischen Behörden beabsichtigen,
selbst dann, wenn sie nicht im Besitze eines
gültigen Reisepasses sind, übernehmen, sofern
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird,
daß diese Personen die deutsche Staatsange-
hörigkeit besitzen.

Der Besitz der deutschen Staatsangehörig-
keit wird durch Heimatscheine, Staatsange-
hörigkeitsausweise oder Einbürgerungsurkun-
den nachgewiesen, durch Reisepässe der Bun-
desrepublik Deutschland und Bundespersonal-
ausweise, auch wenn sie zu Unrecht ausgestellt
oder durch Zeitablauf ungültig geworden
sind, glaubhaft gemacht. Die Staatsangehörig-
keit kann jedoch auch auf andere Weise glaub-
haft gemacht werden.

Diese Personen sind gegen Vorlage vor-
handener Urkunden oder sonstiger Unter-
lagen zu übernehmen. Die Übernahme ist zu
bestätigen.
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Die Republik Österreich wird Personen, bei
denen die Nachprüfung durch die Behörden
der Bundesrepublik Deutschland ergibt, daß
sie bei der Abschiebung nicht im Besitze der
deutschen Staatsangehörigkeit waren, zurück-
nehmen.

2. Die beabsichtigte Überstellung von deut-
schen Staatsangehörigen, die wegen Krank-
heit oder mit Rücksicht auf ihr Alter der
Betreuung bedürfen, wird von der zustän-
digen österreichischen Behörde der zustän-
digen Behörde der Bundesrepublik Deutsch-
land (diplomatische und berufskonsularische
Vertretungen in der Republik Österreich) an-
gekündigt. Innerhalb eines Monats nach der
Ankündigung ist der österreichischen Behörde
mitzuteilen, ob, wo und wann die Übernahme
erfolgen wird.

3. Soweit in diesen Bestimmungen für die
Übernahme die deutsche Staatsangehörigkeit
maßgebend ist, erstreckt sich die Verpflich-
tung zur Übernahme auch auf diejenigen
Flüchtlinge oder Vertriebenen deutscher
Volkszugehörigkeit oder deren Ehegatten
oder deren Abkömmlinge, die im Gebiet des
Deutschen Reiches nach dem Stande vom
31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden
haben.

4. Die Bundesrepublik Deutschland wird
Personen, die weder die deutsche Staatsange-
hörigkeit noch die österreichische Staatsbür-
gerschaft besitzen, auf Antrag der österrei-
chischen Behörden übernehmen, wenn diese
Personen ohne Erlaubnis aus dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland in das Gebiet der
Republik Österreich eingereist sind.

Diese Bestimmung findet keine Anwen-
dung, wenn der Antrag auf Übernahme nicht
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
der Ausreise aus dem Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland gestellt ist oder wenn die
Personen sich nicht mindestens drei Wochen
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
aufgehalten haben.

Die Übernahme der vorerwähnten Per-
sonen erfolgt, wenn eine von der zuständigen
Behörde der Bundesrepublik Deutschland
(diplomatische und berufskonsularische Ver-
tretungen in der Republik Österreich) auf
Grund ihrer Ermittlungen ausgestellte Über-
nahmserklärung vorgelegt wird. Die Erklä-
rung, ob die Person übernommen wird, ist
innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab
Antragstellung abzugeben.

Personen, die ohne Erlaubnis aus dem Ge-
biete der Bundesrepublik Deutschland in das
Gebiet der Republik Österreich eingereist sind
und innerhalb von sieben Tagen nach dem
Grenzübertritt im Gebiet der Republik
Österreich aufgegriffen werden, können den

Grenzbehörden der Bundesrepublik Deutsch-
land überstellt und müssen von diesen form-
los übernommen werden, wenn die österrei-
chischen Grenzbehörden Angaben machen, die
den Grenzbehörden der Bundesrepublik
Deutschland die Feststellung ermöglichen,
daß diese Personen die Grenze ohne Erlaub-
nis überschritten haben. Die Übernahme ist
zu bestätigen.

Die Republik Österreich wird Personen, bei
denen die Nachprüfung durch die Behörden
der Bundesrepublik Deutschland ergibt, daß
die Voraussetzungen für die Übernahme nicht
gegeben waren, zurücknehmen.

5. Die Übernahme erfolgt nicht, wenn die
Person Angehöriger eines Nachbarstaates der
Republik Österreich ist und in diesen Nach-
barstaat ohne Verletzung der in der Repu-
blik Österreich geltenden Grundsätze des
Asylrechtes abgeschoben werden kann.

6. Die Bundesrepublik Deutschland erklärt
sich bereit, Ersuchen der österreichischen Be-
hörden um polizeiliche Durchbeförderung
von Personen, die weder deutsche Staats-
angehörige noch österreichische Staatsbürger
sind, zu entsprechen, wenn die Weiterreise
und die Übernahme durch den Zielstaat ge-
sichert sind.

Die Durchbeförderung kann abgelehnt
werden,

wenn die Person in einem weiteren Durch-
gangsstaat oder im Zielstaat der Gefahr
der politischen Verfolgung ausgesetzt wäre
oder eine Strafverfolgung oder Strafvoll-
streckung zu erwarten hätte,
oder wenn sie in der Bundesrepublik
Deutschland wegen einer strafbaren Hand-
lung verfolgt werden müßte; den öster-
reichischen Behörden ist davon vor der
Durchbeförderung Kenntnis zu geben.
Das Ersuchen um Durchbeförderung ist

vom österreichischen Bundesministerium für
Inneres unmittelbar an das Bundesministe-
rium des Innern der Bundesrepublik Deutsch-
land zu richten.

Ein Durchreisesichtvermerk der Bundes-
republik Deutschland ist nicht erforderlich.

Trotz erteilter Bewilligung können zur
Durchbeförderung übernommene Personen an
die Republik Österreich zurückgegeben wer-
den, wenn nachträglich Tatsachen eintreten
oder bekanntwerden, die einer Durchbeför-
derung entgegenstehen.

Abschnitt C

1. Die auf Grund dieses Abkommens zu
überstellenden Personen werden an den
Grenzübergangsstellen bei Bregenz/Lindau,
Scharnitz/Mittenwald, Kufstein/Kiefersfelden,
Salzburg, Simbach und Passau übernommen.
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Eine Änderung der vereinbarten Grenz-
übergangsstellen kann im Einvernehmen zwi-
schen dem österreichischen Bundesministerium
für Inneres und dem Bundesministerium des
Innern der Bundesrepublik Deutschland er-
folgen.

2. Außerhalb der zugelassenen Grenzüber-
gangsstellen dürfen Personen nicht über die
Grenze abgeschoben werden.

3. Die Kosten der Beförderung abzuschie-
bender Personen werden von der Behörde,
die die Abschiebung veranlaßt, bis zur Grenz-
übergangsstelle getragen.

Die Kosten der Durchbeförderung bis an
die Grenze des Zielstaates und gegebenenfalls
auch die aus dem Rücktransport erwachsenen
Kosten trägt der ersuchende Staat.

4. Frühere Vereinbarungen über die in
diesem Abkommen geregelten Fragen sind
aufgehoben. Die Verpflichtungen aus den
zwischenstaatlichen Verträgen über die Aus-
lieferung und Durchlieferung bleiben un-
berührt.

5. Das Abkommen gilt auch für das Land
Berlin, sofern die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland der Österreichischen Bun-

desregierung nicht innerhalb von drei Mo-
naten nach Inkrafttreten des Abkommens eine
gegenteilige Mitteilung macht.

6. Dieses Abkommen tritt am 15. Juni 1957
in Kraft. Dieses Abkommen tritt sechs Mo-
nate nach erfolgter Kündigung außer Kraft.

Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz den
Vorschlag zu unterbreiten, daß, falls das Ab-
kommen die Billigung der Österreichischen
Bundesregierung findet, die vorliegende Note
und Ihre Antwortnote als" verbindlich für
dieses Abkommen gelten mögen."

Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz mitzu-
teilen, daß die Österreichische Bundesregierung
mit dem Inhalt Ihrer Note einverstanden ist
und den Austausch der Noten als Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen betrachtet.

Mit dem Ausdruck meiner ausgezeichneten
Hochachtung

Leopold Figl m. p.

S. E.

Herrn Carl Hermann Mueller-Graf

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter der
Bundesrepublik Deutschland,

W i e n .

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Abschnitt C Punkt 6 am 15. Juni 1957
in Kraft getreten.

Raab


